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Ungerecht beurteilt: djb-Policy Paper zeigt, warum Frauen im  

öffentlichen Dienst seltener aufsteigen 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) hat ein Policy Paper zur geschlechtergerechten Bes-

tenauslese im öffentlichen Dienst veröffentlicht. Darin wird deutlich: Frauen haben im Wett-

bewerb um Führungspositionen in der Bundesverwaltung weiterhin schlechte Karten. Zwar 

gibt es politische Bekenntnisse zur Gleichstellung, doch die Realität sieht anders aus: Das zent-

rale Auswahlinstrument für den beruflichen Aufstieg – die dienstliche Beurteilung – ist in vie-

len Fällen weder gendersensibel noch über Dienststellen hinweg vergleichbar. 

„Solange berufliches Fortkommen von einem Beurteilungssystem abhängt, das überkommene 

Rollenbilder begünstigt, sind Frauen im Wettbewerb um Führungspositionen benachteiligt“, 

sagt djb-Präsidentin Ursula Matthiessen-Kreuder. 

Der djb weist in seiner Analyse auf tief verwurzelte Defizite hin: Unterschiedliche Beurtei-

lungsrichtlinien in jedem Ressort der Bundesverwaltung, uneinheitliche Bewertungsskalen, 

mangelnde Transparenz und politisch besetzte Beurteilende ohne Fachqualifikation – all das 

erschwert faire Chancen für alle, insbesondere für Frauen. Zudem zeigen Studien, dass be-

stimmte Bewertungskriterien wie „Durchsetzungsfähigkeit“ oder „Belastbarkeit“ oft ge-

schlechtsspezifisch interpretiert werden und dadurch ungewollt männlich konnotierte Verhal-

tensweisen bevorzugen. 

Das Policy Paper formuliert ganz konkrete Reformvorschläge. Der djb fordert unter anderem 

eine einheitliche Beurteilungsrichtlinie für die gesamte Bundesverwaltung, geschlechterge-

rechte Kriterien mit Fokus auf Verantwortung statt Präsentismus sowie unabhängige, paritä-

tisch besetzte Beurteilungskommissionen. Beamt*innen sollen zudem stärker in den Beurtei-

lungsprozess eingebunden werden, zum Beispiel durch eigene Leistungsberichte oder regel-

mäßige Zwischengespräche. 

„Ein modernes Beurteilungssystem muss Leistung sichtbar machen – nicht Stereotype verstär-

ken“, sagt Dr. Marianne Czisnik, stellvertretende Vorsitzende der djb-Kommission Verfas-

sungsrecht, Öffentliches Recht, Gleichstellung. 

Gerade der öffentliche Dienst steht als zentraler Teil staatlichen Handelns in der besonderen 

Verantwortung, Gleichstellung konsequent umzusetzen, auch als Vorbild für andere gesell-

schaftliche Bereiche. Der djb fordert die Bundesregierung auf, jetzt die Weichen für ein ge-

rechtes und zukunftsfähiges System der Bestenauslese zu stellen, denn nur so lässt sich ein 

leistungsstarker und vielfältiger öffentlicher Dienst verwirklichen und sichern. 
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